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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Hauptausschuss 02.02.2021 nicht öffentlich Vorberatung 

Stadtrat 03.02.2021 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

 

01 

Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, in allen Ämtern ausreichend Personal vorzuhalten, damit 

Anfragen der Stadtratsmitglieder überhaupt sowie innerhalb von zwei Wochen gem. § 9 Abs. 2 GO 

beantwortet werden können. 

 

02 

Die Stadtverwaltung hat zur Umsetzung des Beschlusspunktes 01 gegebenenfalls weiteres  

(Hilfs-)Personal einzustellen. 

 

 

 

 

15.01.2021, gez. i. A. xxxxxxxxx 
Datum, Unterschrift 

 

  

 

Fraktion AfD 
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Nachhaltigkeitscontrolling  Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling  Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein  Ja → Nutzen/Einsparung  Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2021 2022 2023 2024 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

x Ja  Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

 

 

 

 

Sachverhalt 

Anfragen der Stadtratsmitglieder können von der Stadtverwaltung Erfurt regelmäßig aus 

„Kapazitätsgründen“ nicht beantwortet werden. Ein Hinweis auf eine spätere Beantwortung oder 

eine Bitte um Fristverlängerung erfolgt indes nicht. 

Die Stadtverwaltung verstößt dadurch unstreitig gegen ihre Antwortpflicht aus § 9 Abs. 2 der 

Geschäftsordnung für den Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt und seiner Ausschüsse: 

„Stadtratsmitglieder oder Fraktionen können jederzeit Anfragen in Zuständigkeit des 

Stadtrates zu einem Sachverhalt mit bis zu drei Unterfragen an die Oberbürgermeisterin 

bzw. den Oberbürgermeister richten. Die Beantwortungsfrist beträgt zwei Wochen. 

Spätestens eine Woche nach Zugang der Beantwortung teilt die Fragestellerin bzw. der 

Fragesteller mit, ob die Beantwortung im zuständigen Ausschuss behandelt und für die 

Sitzung Dritte hinzugeladen werden sollen. In der Sitzung des Ausschusses können bis zu 

zwei Nachfragen durch die Fragestellerin bzw. den Fragesteller gestellt werden.“ 

Bereitstellung weiterer Haushaltsmittel für gegebenenfalls einzustellendes (Hilfs-)Personal, ist 

nicht erforderlich. Die IST-Stellenbesetzung in der Verwaltung ist regelmäßig unter der SOLL-

Stellenbesetzung. Die eingeplanten Haushaltsmittel entsprechen jedoch der SOLL-

Stellenbesetzung. 
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